
Vorschläge U einer Wirksamefen Entwicklungspolitik
G  B  ] Tung der Kirchen Z ritten Welthandelskonferenz

Am März 1972 zuurde ın Bonn eine gemeinsame Erklärung schen Im Bekenntnis Jesus Christus, der sıch tür alle
der Deutschen Bischofskonferenz und des Rates der EKD ZUT Menschen hingegeben hat, wıssen sıch die Christen ZUuUr Liebe
bevorstehenden Drıitten Konferenz der Vereinten Natıonen Jür und solidarischen Verbundenheit miıt den Benachteiligten und
Handel un Entwicklung UNCTAD ITI) veröffentlicht. In Unterdrückten aufgerufen. Der Glaube die Erneuerungder Erklärung, die Tage UuO ın einer Sıtzung der Gemein- durch den Heılıgen Geıist un das zukommende eich Gottes

Kommuissıon Bischofskonferenz - EKD verabschiedet befähigt die Christen, sıch nıcht mıiıt den bestehenden Verhält-
wurde, appellieren die Kirchenleitungen an die Regi:erungen nissen abzufinden, sondern sS1e der Menschen wıllen
uUN Parlamentarıer der Industrieländer, sıch durch die „sozziale verändern.
Frage UNSECTES Jahrhunderts“ politisch herausfordern lassen
und iıhren Einfluß geltend machen, damit die Konferenz Die Entwicklungshilfe der Industrienationen wird ungla12b-
010)4)' Santıago nıcht einer ayeıteren entwicklungspolitischen würdig, Wenn Sıe nıcht VO:! Wıillen ZUuUr Verbesserung der BC-genwärtigen Weltwirtschaft begleitet ISt, die wel Drittel derEnttäuschung W Td Dıiıe Gemeinden wwerden aufgerufen, dafür
mıtzusorgen, daß der Gegensatz zayıschen und reichen Menschheıit PETMANECNT benachteiligt. Darum mussen Bedıin-
Ländern als politische Gewissensfrage besser merstanden wird, gungen geschaffen werden, die die Entwicklungsländer endlich
Der Erklärung angefügt zuurden „Vorschläge un Anregungen“ gleichberechtigten Partnern der Industrienationen machen.

Die bisherigen we1l Welthandelskonferenzen haben den Ent-eiInNnerT Expertengruppe aAM$ Mitgliedern der EKD-Kammer für
Entwicklungsdienst un des Katholischen Arbeitskreises für Ent- Wicklungsländern 1Ur geringe Erfolge ebracht und er bei
wicklung un Frieden. Wır veröffentlichen hier beide oku- iıhnen tiefe Enttäuschungen und Zweıtel u  n Willen der

ım Wortlaut. Zur Information ber die grundlegenden Industrieländer hervorgerufen. Vor Begınn der Konterenz
der Vereinten Natıonen für Handel und Entwicklung befürch-Sachfragen vergleiche MAd  S Gespräch mıiıt Prof. Dams

ım Märzhefl 122— 130 und dıe Schaubild-Beilage ın diesem ten viele, daß sich die beteiligten Staaten auf die Vorbereitung
Hefl Die wichtigsten Forderungen der Experten sind: dıe Sta- taktıscher Posiıtionskämpfe beschränken. Dabe:i esteht dıe
bilisierung der Rohstoffpreise, das Verbot D“O:  s Exportkartellen, Gefahr, daß die große gemeinsame Aufgabe, den Entwick-

lungsländern ıne wirkliche Partnerschaft in einem gerechtendie Respektierung der Entwicklungspläne der Entwicklungs-
länder bei Direktinvestitionen durch Privatkapital und at- System der Weltwirtschaft ermöglichen, zurücktritt.
iche Förderungsmaßnahmen, eine langfristige Entwicklungs-
hılfeplanung auf der Grundlage Ü“O:  S 0,79/0 des Bruttosozial- Dıie beiden Kirchen stellen miıt Besorgnis fest, daß ın der

Oftentlichkeit das Verständnis tür die notwendige Intensivie-produkts. rung der Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern un
Industrieländern und die damit verDundene Bereitschaft,
Opter bringen, her abnimmt als zunımmt. Die UrsachenErklärung der Kirchenleitungen dafür sind unterschiedlich: Eıgene Sorgen der Industrieländer
1mM Bereich der KonJjunktur- und Wırtschaftspolitik; Enttäu-

Die evangelische un die katholische Kırche 1n de-r‚ Bundes- schung über die zZzu Teil geringen Fortschritte der Entwick-
republik wollen mMIit dieser Erklärung autf die Bedeutung der lungsländer; Verdrossenheit über dıe kriegerischen Auseıinan-
bevorstehenden Konterenz der Vereinten Natıonen tür dersetzungen zwıischen Entwicklungsländern, 1n die sıch die

Weltmächte einschalteten. Wenn die Vertreter der Industrie-Handel und Entwicklung UNCTAD IIL) auftmerksam machen.
Die Bundesregijerung, die 1 Bundestag ve  en Parteıen, natıonen dieser Stımmung auf der bevorstehenden NCTAD
die Behörden der Europäischen Gemeinschaft SOWI1e alle rele- 111 nachgeben würden, wäaren die negatıven Auswirkungen
vanten gesellschaftlichen Gruppen werden aufgerufen, es in einer solchen Politik kaum
iıhren Kräften Stehende CunNn, daß diese Konterenz nıcht

Dıiıe Kirchen möchten daher die verantwortlichen Politikereiner weıteren Entiremdung ZWIS  gn Entwicklungsländern
und Industrienationen führt ın der Bundesrepublik Deutschland ULE ın der Europäischen

Wirtschaflsgemeinschafl ermutigen, sıch tür ıne faire und BC-
Die beiden Kirchen sind der Auffassung, dafß aAu$ Gründen der rechte Lösung der anstehenden schwierigen Fragen 1n Santıago
sozıalen Gerechtigkeit die sıch ständig verschärfende Diskre- de Chile einzusetzen. Dıies 1St eher möglıch, wWenn auch die
Danz zwischen AÄArmaut UuUN Überfluß ın unserer Weolt nıcht wiıder- Entwicklungsländer autf unerfüllbare Forderungen verzichten
spruchslos hingenommen werden kann. Dıie Gleichberechti- un die Interessengegensätze nıcht vers  ärten.
5uNg der Entwicklungsländer 1n internationalen Organısat10-
nen und 1mM Welthandel 1St ‚War tormal,; ber n ihrer An die ım Bundestag '!}E1'27'81871871 Parte:en und gesellschaft-

lich relevanten Gruppen 1n der Bundesrepublık Deutschlandwirtschaftlichen un politischen Unterlegenheıt faktısch nıcht
gegeben. Dadurch geräat die Idee der Partnerschaft 1in Miß- wenden sich die Kirchen MIt der nachdrücklichen Bıtte, re
kredit Miıtverantwortung für eine gerechte Ordnung 1M Zusammen-

leben der Völker aktueller wirtschaftspolitischer Sorgen
Die beiden Kirchen haben siıch 1ın den VErSaNSCHNCHL Jahren weıterhin nehmen.

immer wieder 1n Erklärungen un: Dokumenten, 1n Konteren-
Die Massenmedien werden gebeten, ausführlich und auSsSpCc-zen und Synoden den anstehenden Problemen der Entwick-

lung ritisch geäußert. Daneben en sı1e durch eigene FEnt- Ö  n über die anstehenden Probleme VO  3 NCTAD 111

wicklungsprogramme wıe „Misereor“ un:! „Brot für die elt berichten, eın Meinungsklima 1ın der Oftentlichkeit
schaften, 1n dem die Bereitschaft ftür entwicklungspolitischaktiv der Beseitigung VO: ÄArmut, Hunger, Unwissenheıit
notwendige Entscheidungen wächst.und Not beigetragen. Derartige Aktıonen sind notwendiıg und

mussen verstärkt werden, en jedoch NU:  n begrenzte Wır- Dıe Gemeinden 1n beiden Kirchen werden aufgerufen, 1nkungen. Wenn die „soziale rage unsereces Jahrhunderts“ gelöst ıhrer Opferbereitschaft tür die Entwicklungsländer nıcht
werden soll, mu{ das System der Weltwirtschaft einschneidend erlahmen un! ihrem Teil beizutragen, daß die Lage der
verbessert werden. Entwicklungsländer in unserer Oftentlichkeit als ıne Heraus-

Im Bekenntnis ZuUr elt als Schöpfung Gottes un! ZUr Eın- forderung verstanden wird, wırksame Zeichen der internatlo-
heit der Menschen sprechen die Kirchen die Verantwortung nalen Solıdarıtät zwischen den un den reichen Län-
tür eın gerechtes un! menschenwürdiges Leben für alle Men- ern setizen.
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kartelle verbieten und die Kontrolle solcher ausländischerDie Deutsche Bischofskonferenz un! der Rat der Evange-
lischen Kirche ın Deutschland sehen iıhre Aufgabe nıcht darın, Unternehmen verschärfen, die den Markt der Entwicklungs-
fachtechnische Lösungen für die kommende Welthandelskon- länder beherrschen.
fterenz anzubieten. Sıe wollen ber die Verpflichtung ZuUuUr SOZ1A- Weltwährungssystem: Diıe führenden Industrieländer (Zeh-
len Gerechtigkeit 1mM Bereich der Weltwirtschaft 1NS Bewußt- nerclub), die das Währungssystem beherrschen, tragen die
sein ruten Dıie Kırchen en daher ıne Expertengruppe be- alleiniıge Verantwortung für die jetzıge Desorganisation, die
ruten. Diese hat eigene Vorschläge un Anregungen 1 Hın- gerade die Entwicklungsländer besonders schwer betroften hat.
blick auf die kommende Welthandelskonterenz erarbeıtet, die Dennoch haben die Industrieländer bei dem Versuch, die ent-
hiermıit 1n der Anlage übergeben werden. standenen Währungsschwierigkeiten überwinden, praktisch

1Ur ihre eigenen nationalen Interessen berücksichtigt, nıcht da-
die der übrigen Welt, iınsbesondere der Entwicklungs-Vorschläge un Anregungen VO Experten länder. Die Forderung der Entwicklungsländer nach ıner stAr-

Öffnung der Märkte: Dıe Industriestaaten S1N: unglaub- keren Beteiligung bei der Gestaltung des internationalen Wiäh-
rungssystems 1St daher berechtigt.würdi1g, wenn sı1e den Entwicklungsländern den Zugang

ihren kaufkräftigen Märkten durch Zölle. Kontingente un: Im übrigen sollte der Wounsch der Entwicklungsländer ent-

andere restriktive Mafißnahmen erschweren. Sıe hindern die sprechend ernsthaft geprüft werden, welche Möglichkeiten sıch
Entwicklungsländer, sich die Vorteıile der internationalen Ar- bei der Reorganısation des Weltwährungssystems ergeben, unm

beitsteilung nutzbar machen, denen die Industrieländer die Kreditftazilitäten der Entwicklungsländer über Sonderzie-
zZzu wesentlichen el ihren Wohlstand verdanken. Es wider- hungsrechte erhöhen.
spricht nıcht Nur dem Gerechtigkeitsprinzıp, sondern auch der Ausländische Direktinvestitionen ın den Entwicklungslän-ökonomischen Logik, wenn die Industrieländer durch Ent- dern Jedes and hat selbst entscheiden, ob und wel-
wicklungshilfe die Entwicklungsländer WAar wirtschaftlich chen Bedingungen ausländische Privatinvestitionen zuläßt.
terstützen, ihre Integration 1n den Weltmarkt jedoch be- Die Investitionen mussen sich ın den politischen, wirtschaftlichen
indern. und sozialen Rahmen der Entwicklungsländer einfügen. Zur

Strukturänderungen ın den Industrieländern: Wır übersehen Beurteilung und Behandlung VO: Privatinvestitionen sollte das
Angebot Beratung durch internationale Organisationen VvVer-nı  f da{ß die Liberalisierung der Handelspolitik den Entwick-
stärkt werden.Jungsländern gegenüber für manche Wirtschaftszweige 1in den

Industrieländern Konsequenzen hat. Aufgabe der Wirtschafts- Dıiıe staatlichen Förderungsmafßnahmen der Industrieländer
politik 1St CS, diese Konsequenzen erfors:  en un: die - (steuerliche Erleichterungen UuSW.) sollten sich auf solche In-

vestitionsbereiche konzentrieren, die VO: den Entwicklungslän-forderliche Umstrukturijerung, die auch 1m ureigenen Inter-
esSsSEC der Gesamtbevölkerung liegt, den betrofftenen Gruppen 1n dern selbst als priorıtär bezei  net werden und entwicklungs-
ıhren Auswirkungen verdeutlichen. Besondere Härten konforme Beiträge eisten. Dazu gehören insbesondere Projekte,
mussen durch ine sorgfältige Sektoral- un! Regionalpolitik die durch den Transfer einer adäquaten Technologie einen

hohen Beschäftigungseffekt erzielen und den Autfbau Jeistungs-gemildert werden.
fähiger Exportindustrien 1Mm Verarbeitungsbereich begünstigen.Dıie Industrieländer ollten ihren ernsthaften Willen, den Im Interesse aller Beteiligten lıegt CS, die Rechtssicherheit für

Liberalisierungsprozefß fördern, dadurch beweisen, daß s1e ausländische Investitionen durch internationale Wohlverhaltens-
ihre konkreten Programme ZuUuUr Förderung der notwendigen
Umstrukturierung offenlegen. Dıe Bundesregierung würde regeln, Investitionsschutzabkommen und die verstärkte Eın-

schaltung internationaler Schlichtungsstellen erhöhen.
damıiıt ihrer 1ın der entwicklungspolitischen Konzeption VO:

Entwicklungshilfe: Dıie Offnung der VWaren, Dienstleistungs-11 Februar 1971 dargelegten Verpflichtung entsprechen. un Kapitalmärkte genugt nicht, den Entwicklungslän-
Förderung des Welthandels: Um den Entwicklungsländern dern iıne ANSCIMCSSICNC Posıtion als Partner 1n der Weltwirt-

die Chancen der internationalen Arbeitsteilung 1mM Welthandel chaft vers  aiten. Daher 1STt weıtere un: verstärkte Ent-
zugänglich machen, sınd die Industrienationen folgende wicklungshilfe erforderlich. Zwecks klarer Unterscheidung
Forderungen richten: S1IN! dabei private Auslandsiınvestitionen un Exportkredite
a) Im Rahmen einer internationalen Rohstoffpolitik sind Ma{iß- nıcht als Entwicklungshilfe anzusehen.
nahmen fördern, die Preisschwankungen verringern, wıe Um den Entwicklungsländern ıne Jangfristige Planung auf
beispielsweise Koordinierung der Gütererzeugung und Ver- der Grundlage VO ;0/9 des Bruttosozialproduktes der In-
marktung, Einrichtung und Finanzıerung VO] Marktausgleichs- dustrieländer AuUS öffenrtlicher Hilfe ermöglichen, WIr!
lagern (buffer stocks), Stabilisierung der Deviseneinnahmen der die verantwortlichen Politiker appelliert, diese Zusage er-

Entwicklungsländer sowohl durch Ausgleichs- als auch durch füllen. Dıiıe Entwicklungshilfe darf deshalb auch nıcht durch
Ergänzungsfinanzierung. konjunkturell bedingte Haushaltsschwierigkeiten eingeschränkt

werden.b) Speziell in den Industrieländern sollten die Entscheidungen
in der Agrarpolitik getroften werden, daß dabei der - Entwicklungshilfe mu{ß geleistet werden als eın Beıitrag Zur

künftigen Zusammenarbeit mIiIt den Entwicklungsländern Rech- Förderung der sozıalen Gerechtigkeit. Daher hat s1e auf ıne
Nung wırd Dıiıe Lösungen 1n den Industrieländern Teilhabe der breiten Bevölkerungsschichten 1n den Entwick-
ollten Hand 1n and MmMit denen für die Entwicklungsländer Jungsländern sozıalen un: wirtschaftlichen Fortschritt
gesucht werden. zıelen un: darf nıcht der Verfestigung ungerechter Machtver-

hältnısse dienen. Sıe muß sıch den wirklichen BedürtnissenC) Auf dem Gebiet der industriellen alb- und Fertigwaren |=>
der Menschen orientieren un: ıhren Willen ZUr Umgestaltungwıe der bearbeiteten Agrarerzeugnisse sollten die Industrielän-

der das Präferenzsystem erweıtern, Iso die noch bestehenden tördern. Nur wenn das gelingt, äßt sich ıne auf soziale Ge-
Außenhandelshemmnisse (Zölle, Kontingentierungen, admıni- rechtigkeit un volle %.ebensentfaltung der Menschen abge-

stellte Entwicklung Ördern.stratıve Erschwerungen) abbauen.
Die Entwicklungsländer siınd infolge ihrer wirtschaftlichen Dıies gilt besonders für die armsten Entwicklungsländer

Schwäche auf den Weltmärkten benachteiligt. Es 1sSt  z daher eın (Mangelländer). Sıe bedürfen er einer verstärkten Hıiılfe.
Gebort der Gerechtigkeit, die 1n einigen Industrieländern Tatsächlich sind jedoch die Ansatzmöglichkeiten für ıne
geltenden Wettbewerbsregeln den Mißbrauch VO Markt- intensıve Förderung bisher unzulänglich ertforscht un:! kaum
stellungen (insbesondere durch Großunternehmen und Kartelle) berücksichtigt, dafß in Zukunft internationale Institutionen

un!: Industrieländer MIiIt den Betrofftenen diesemauch autf die internationalen Wirtschaftsbeziehungen auszudeh-
Problem besondere Aufmerksamkeit zuwenden mussen.nen. Daraus ergibt sich un anderem die Forderung, Export-
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